
bei denen die Handlung entsprechend § 3 
Abs. 1 StGB zwar dem Wortlaut eines gesetz
lichen Tatbestandes entspricht, jedoch die 
Auswirkungen der Tat auf die Rechte und 
Interessen der Bürger oder der Gesellschaft 
und die Schuld des Täters unbedeutend sind. 
War das Ermittlungsverfahren gegen Be
kannt eingeleitet, schließt dessen Einstel
lung eine Verfolgung der Handlung als Ver
fehlung, Ordnungswidrigkeit, Disziplinar- 
verstoß oder nach den Bestimmungen der 
materiellen Verantwortlichkeit nicht aus 
(§ 3 Abs. 2 StGB). Die Sache ist in diesem 
Falle dem zum Erlaß einer polizeilichen 
Strafverfügung Berechtigten oder dem ge
sellschaftlichen Gericht bzw. Disziplinärbe
fugten zur weiteren Behandlung zu über
geben.

Der zweite Einstellungsgrund ist gegeben, 
wenn festgestellt worden ist, daß zwar eine 
Straftat verübt, aber von einer anderen Per
son als dem Beschuldigten, gegen den das 
Ermittlungsverfahren durchgeführt wurde. 
Da die Aufgabe des Untersuchungsorgans, 
den wirklichen Täter zu ermitteln, mit der 
Einstellung des Ermittlungsverfahrens gegen 
den bisherigen Beschuldigten in der Regel 
noch nicht gelöst ist, muß nach der auf der 
Grundlage des § 141 Abs. 1 Ziff. 2 vorgenom
menen Einstellung ein gegen einen anderen 
Bürger oder gegen Unbekannt gerichtetes 
Ermittlungsverfahren eingeleitet werden.

Der dritte Einstellungsgrund bezieht sich 
auf Sachverhalte, bei denen sich im Verlaufe 
des Ermittlungsverfahrens ergibt, daß gesetz
liche Voraussetzungen der Strafverfolgung 
fehlen. Er wird in der Regel erst mit der Er
mittlung des Täters akut. Ausnahmen kön
nen sich ergeben, wenn festgestellt wurde, 
daß die Handlung trotz der nicht gelungenen 
Täterermittlung eindeutig unter eine inzwi
schen ergangene Amnestie fällt, daß sie ver
jährt ist, daß ein erforderlicher Strafantrag 
von dem Berechtigten zurückgenommen 
wurde oder daß sie von Kindern, die im ein
zelnen nicht ermittelt werden konnten, ver
übt wurde.

Die vorläufige Einstellung durch das Unter
suchungsorgan
Im Verlaufe des Ermittlungsverfahrens kann 
sich ergeben, daß
— der Täter nicht ermittelt werden konnte

— der Beschuldigte abwesend ist
— der Beschuldigte nach der Tat geistes

krank geworden oder sonst schwer er
krankt ist (§ 143).
Bei diesen Verfahrenshindernissen stellt 

das Untersuchungsorgan das Ermittlungsver
fahren vorläufig ein. Der Vorgang wird ge
trennt von den übrigen aufbewahrt und mit 
Wiedervorlagefristen versehen. Wird die 
verläufige Einstellung vorgenommen, weil 
die Möglichkeiten zur Feststellung eines un
bekannten Täters erschöpft sind, ist in jedem 
Falle unverzüglich der Staatsanwalt zu unter
richten. Ergibt sich, daß das Untersuchungs
organ in der Sache noch vorhandene Mög
lichkeiten zur Feststellung des unbekannten 
Täters ungenutzt ließ, hebt der Staatsanwalt 
dessen Entscheidung auf und erteilt konkrete 
Weisungen zur Durchführung weiterer Er
mittlungen.

Wird ein Ermittlungsverfahren vorläufig 
eingestellt, weil der Beschuldigte abwesend 
ist, d. h. insbesondere, weil sein Aufenthalts
ort nicht bekannt ist, muß geprüft werden, 
ob eine Ausschreibung zur Aufenthaltsermitt
lung oder bei flüchtigen Beschuldigten zur 
Fahndung erforderlich wird.

Ein vorläufig eingestelltes Ermittlungs
verfahren ist fortzusetzen, wenn die Voraus
setzungen für die vorläufige Einstellung weg
gefallen sind (§ 145).

Sowohl die Einstellung als auch die vor
läufige Einstellung des Ermittlungsverfah- 
rensvsind schriftlich zu begründen und dem 
Anzeigenden und dem Geschädigten unter 
Angabe von Gründen mitzuteilen (§ 144 
Abs. 1 und 2). Werden Anzeigende oder Ge
schädigte von einer vorläufigen Einstellung 
gemäß § 143 Ziff. 1 benachrichtigt, empfiehlt 
es sich, sie darum zu ersuchen, mit( dem Un
tersuchungsorgan Verbindung aufzunehmen, 
falls sie Hinweise erlangen sollten, die zur 
Ermittlung des unbekannten Täters führen 
können. Von der Einstellung und ihren Grün
den ist auch der Beschuldigte in Kenntnis zu 
setzen (§ 141 Abs. 3), der ein Recht darauf 
hat, zu erfahren, was aus dem gegen ihn ein
geleiteten Ermittlungsverfahren geworden 
ist. Er erhält so die Gewißheit, daß gegen 
ihn in der Sache keine weiteren Ermittlungen 
geführt werden. Stellt die Handlung eine 
Verfehlung, eine OrdnungsWidrigkeit oder 
einen Disziplinarverstoß dar und soll die
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